
FACHBEREICH INNERE DIENSTE - ZENTRALE VERWALTUNG 23.Jul.2020

Landkreis Göttingen

Reinhäuser Landstraße 4

37083 Göttingen 

Telefon:  0551 525 9135

Amtsblatt
Nr. 54



Jahrgang 2020 Göttingen, 23.07.2020 Nr. 54

900

B. Veröffentlichungen der Gemeinden

Flecken Adelebsen

B-Plan Nr. 21 "Am Antonsberg", OT Adelebsen, 3. Änderung 902

Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für 
straßenbauliche Maßnahmen (Straßenausbaubeitragssatzung)

905

Stadt Bad Lauterberg im Harz

B-Plan Nr. 52 "Stützerstraße", 3. Änderung 914

Flecken Bovenden

SuedLink: Ankündigung von Kartierungsarbeiten im Flecken 
Bovenden Anpassungen der Probeflächen und Kartierzeiträume 

916

Stadt Duderstadt

Rechnungslegung und Entlastung gem. § 129 NKomVG für das 
Haushaltsjahr 2016

917

Rechnungslegung und Entlastung ge. § 129 NKomVG für das 
Haushaltsjahr 2017

918

Flecken Gieboldehausen

1. Änderungssatzung zur Satzung des Flecken Gieboldehausen 
über Art und Umfang von Entschädigungen, Auslagenersatz 
und Verdienstausfall an den/die Ratsvorsitzende/n, die 
Ratsmitglieder, die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten und 
sonstige für den Flecken ehrenamtlich Tätige 
(Aufwandsentschädigungssatzung)

919

C. Veröffentlichungen sonstiger Stellen

Abfallzweckverband Südniedersachsen 

I. Haushaltssatzung des Abfallzwecksverbandes 
Südniedersachsen (AS) Friedland, Landkreis Göttingen 

920



901

Wirtschaftsjahr 2020

Ev.-luth. Kirchenkreisverband Harzer Land und Leine-Solling 
Kirchenamt Northeim 

Friedhofsgebührenordnung (FGO) für den Friedhof der 
Ev.-luth.St. Aegidien Kirchengemeinde Wulften in Wulften am 
Harz

922



AMTSBLATT FÜR DEN LANDKREIS GÖTTINGEN  23.07.2020 Nr. 54 Seite 902

Flecken Adelebsen Adelebsen, den 20.07.2020
Der Bürgermeister

Bekanntmachung

Der Rat des Flecken Adelebsen hat in seiner Sitzung am 16.07.2020 die 3. Änderung
des Bebauungsplanes Nr. 21 „Am Antonsberg", OT Adelebsen einschließlich
Begründung gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbindung mit § 10 BauGB als

Satzung beschlossen.

Mit dieser Bekanntmachung tritt die 3. Änderung des Bebauungsplan Ni. 21 „Am
Antonsberg", OT Adelebsen in Kraft.

Der Geltungsbereich der 3. Änderung umfasst das Flurstück 35/271 der Flur 10 der
Gemarkung Adelebsen. Das Flurstück schließt sich an den Wendehammer der
Straße Schilfsgraben an. Die bisher getroffenen Festsetzungen für den
Geltungsbereich der Planänderung werden durch die Festsetzung einer
Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Wirtschaftsweg geändert. Die Verkehrs-
fläche hat eine Breite von 6,50 m.

Der räumliche Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 „Am
Antonsberg", OT Adelebsen ist in dem nachstehenden abgedruckten Übersichtsplan
dargestellt.

Die 3. Änderung des Bebauungsplan Nr. 21 „Am Antonsberg" liegt einschließlich der

Begründung vom Tage der Bekanntmachung während der Dienststunden im

Rathaus des Flecken Adelebsen, Burgstraße 2, 37139 Adelebsen, Zimmer Nr. 13,

aus und kann von jedermann eingesehen werden. Über den Inhalt wird auf
Verlangen Auskunft gegeben.

Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB weise ich darauf hin, dass eine Verletzung der in § 214
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 3 BauGB bezeichneten Verfahrens und Formvorschriften und

eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächen-

nutzungsplanes uribeachtlich ist, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der
Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber dem Flecken Adelebsen geltend
gemacht worden ist.

Ebenso sind nach § 215 Abs. 1 BauGB Mängel in der Abwägung (§214 Abs. 3 Satz 2

BauGB) unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung
schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt,
der die Verletzung von Verfahrens und Formvorschriften oder den Mangel der

Abwägung begründen soli, ist darzulegen.

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 über die Geltendmachung von

Entschädigungsansprüchen durch schriftlichen Antrag an den

Entschädigungspflichtigen für die in den §§ 39 — 42 BauGB bezeichneten

Vermögensnachteile wird hingewiesen.
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Gemäß § 44 Abs. 4 BauGB erlöschen diese Entschädigungsansprüche, wenn nicht

innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die

Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt

wird.
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Satzung

über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für
straßenbauliche Maßnahmen

im Flecken Adelebsen

(Straßenausbaubeitragssatzung)

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes

(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576) und des § 6 des Niedersächsischen
Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBI. S. 41), jeweils in den zur

Zeit geltenden Fassungen, hat der Rat des Flecken Adelebsen in seiner Sitzung am

11.06.2020 folgende Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 6 NKAG für
straßenbauliche Maßnahmen im Flecken Adelebsen (Straßenausbaubeitragssatzung)
beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Der Flecken Adelebsen erhebt — sofern Erschließungsbeiträge nach den §§ 127 ff.
Baugesetzbuch (BauGB) nicht erhoben werden können — zur Deckung seines Aufwandes für
die Herstellung, Anschaffung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung (Ausbau) seiner
öffentlichen Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Einrichtungen) — insgesamt, in Abschnitten
oder Teilen — nach Maßgabe dieser Satzung Beiträge von den Grundstückseigentümern,
denen die Möglichkeit der Inanspruchnahme dieser öffentlichen Einrichtungen besondere
wirtschaftliche Vorteile bietet (Anlieger).

§ 2

Umfang des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Zum beitragsfähigen Aufwand gehören die Kosten für

1. den Erwerb (einschließlich aufstehender Bauten und Erwerbsnebenkosten) der
für die Herstellung, Erweiterung und Verbesserung der öffentlichen Einrichtung
benötigten Grundflächen; dazu gehört auch der Wert der von dem Flecken
Adelebsen hierfür aus seinem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt
der Bereitstellung;

2. die Anschaffung der öffentlichen Einrichtung;

3. die Freilegung der Fläche;

4. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung der Fahrbahn mit

Unterbau und Decke sowie für notwendige Erhöhungen und Vertiefungen
einschließlich der Anschlüsse an andere Straßen sowie Aufwendungen und
Ersatzleistungen wegen Veränderung des Straßenniveaus;

5. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von Wegen,
Plätzen und Fußgängerzonen in entsprechender Anwendung von Ziffer 4;
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6. die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung von

a) Randsteinen und Schrammborden,

b) Rad und Gehwegen auch in kombinierter Form,

c) Trenn-, Seiten-, Rand und Sicherheitsstreifen

d) Beleuchtungseinrichtungen,

e) Rinnen und andere Einrichtungen für die Oberflächenentwässerung der

öffentlichen Einrichtung,

f) Böschungen, Schutz und Stützmauern,

g) Parkflächen (auch Standspuren, Busbuchten und Bushaltestellen)
sowie Grünanlagen, soweit sie Bestandteil der öffentlichen Einrichtung
sind,

h) niveaugleiche Mischflächen;

7. die Ausstattung von Fußgängerzonen;

8. die Beauftragung Dritter mit der Planung und Bauleitung sowie

Verwaltungskosten, die ausschließlich der Maßnahme zuzurechnen sind;

9. die Fremdfinanzierung des beitragsfähigen Aufwandes;

10. die vom Personal der Gemeinde zu erbringenden Werk und Dienstleistungen
für Ausbaumaßnahmen;

11. die Durchführung von naturschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen.

(2) Der Flecken Adelebsen kann im Einzelfall durch ergänzende Satzung bestimmen, dass
über die genannten Kosten hinaus weitere genau bezeichnete Kosten zum

beitragsfähigen Aufwand gehören.

§ 3
Ermittlung des beitragsfähigen Aufwandes

(1) Der Flecken Adelebsen ermittelt den beitragsfähigen Aufwand jeweils für die einzelne

öffentliche Einrichtung. Er kann den Aufwand hiervon abweichend auch für bestimmte
Teile einer öffentlichen Einrichtung (Aufwandsspaltung) oder für selbständig nutzbare

Abschnitte einer öffentlichen Einrichtung (Abschnittsbildung) ermitteln.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird nach den tatsächlichen Kosten ermittelt.

§ 4
Vorteilsbemessung

(1) Der Anteil der Anlieger am Aufwand beträgt:

1. bei öffentlichen Einrichtungen, die ausschließlich oder deutlich

überwiegend dem Anliegerverkehr dienen, 75 "Yo

2. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem
Anliegerverkehr dienen 60 `)/0
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3. bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem innerörtlichen Verkehr

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand und

Sicherheitsstreifen, Böschungen, Schutz und
Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen auch

innerhalb Parkstreifen und Radwege sowie
Ersatzleistungen wegen Veränderungen des
Straßenniveaus

b) für Randsteine und Schrammborde, Gehwege sowie
Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen
Einrichtung

c) für Beleuchtungseinrichtungen, für Rinnen und andere
Einrichtungen der Oberflächenentwässerung sowie für
Rad und Gehwege in kombinierter Form

d) für Parkflächen (auch Standspuren) mit Ausnahme der
Busbuchten und Bushaltestellen

e) für niveaugleiche Mischflächen

4. bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem
Durchgangsverkehr dienen,

a) für Fahrbahnen, Trenn-, Seiten-, Rand
Sicherheitsstreifen, Böschungen, Schutz
Stützmauern, Busbuchten und Bushaltestellen
innerhalb Parkstreifen und Radwege
Ersatzleistungen wegen Veränderung
Straßenniveaus

und
und

auch
sowie

des

b) für Randsteine und Schrammborde, Gehwege sowie
Grünanlagen als Bestandteil der öffentlichen
Einrichtung

c) für Beleuchtungseinrichtungen, für Rinnen und andere
Einrichtungen der Oberflächenentwässerung sowie für
Rad und Gehwege in kombinierter Form

40 %

60 %

50 %

70 %

50 %

30 %

50 %

40 %

d) für Parkflächen (auch Standspuren) mit Ausnahme der
Busbuchten und Bushaltestellen 60 %

5. bei Gemeindestraßen im Sinne von § 47 Nr. 2 NStrG 30 %

6. bei Gemeindestraße im Sinne von § 47 Nr. 3 NStrG 75 %

7. bei Fußgängerzonen 70 %

Den übrigen Anteil am Aufwand trägt der Flecken Adelebsen.

Zuschüsse Dritter werden vom beitragsfähigen Aufwand abgezogen, soweit der
Zuschussgeber nichts anderes bestimmt hat.
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(4) Der Flecken kann im Einzelfall durch ergänzende Satzung von den Anteilen nach

Absatz 1 abweichen, wenn wichtige Gründe für eine andere Vorteilsbemessung

sprechen.

§ 5
Abrechnungsgebiet

Die Grundstücke, deren Eigentümern durch die lnanspruchnahmennöglichkeit der

ausgebauten öffentlichen Einrichtung oder Abschnitten davon besondere wirtschaftliche
Vorteile geboten werden, bilden das Abrechnungsgebiet.

§ 6
Verteilungsregelung

I.

Allgemeines

Der umlagefähige Ausbauaufwand wird im Verhältnis der mit Nutzungsfaktoren gemäß Ill und

IV zu multiplizierenden Grundstücksflächen gemäß Il auf das Abrechnungsgebiet (§ 5) verteilt.

II.

Grundstücksfläche

(1) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken mit baulicher oder gewerblicher Nutzung,

I. die insgesamt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes, einer Satzung nach

§ 34 Abs. 4 BauGB, innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§
34 BauGB) oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und
teilweise innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB)
liegen, die Gesamtfläche des Grundstücks,

2. die teilweise im Bereich eines Bebauungsplanes oder einer Satzung nach § 34
Abs. 4 BauGB und im Übrigen im Außenbereich liegen, die Teilfläche im Bereich

des Bebauungsplanes oder der Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB,

3. für die weder ein Bebauungsplan noch eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB
besteht und die teilweise innerhalb eines im Zusammenhang bebauten

Ortsteiles (§ 34 BauGB) und im Übrigen im Außenbereich liegen, die
Gesamtfläche des Grundstücks, höchstens jedoch die Fläche

a) wenn das Grundstück an die öffentliche Einrichtung angrenzt, zwischen

der öffentlichen Einrichtung und einer Linie, die in einem gleichmäßigen
Abstand von 50 m dazu verläuft,

b) wenn das Grundstück nicht an die öffentliche Einrichtung angrenzt oder

lediglich durch einen zum Grundstück gehörenden Weg mit ihr
verbunden ist, die Fläche zwischen der öffentlichen Einrichtung

zugewandten Grundstücksseite und einer Linie, die in einem

gleichmäßigen Abstand von 50 m dazu verläuft,

c) wenn das Grundstück über die sich nach Nr. 3a und b ergebenden
Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich genutzt ist, die Fläche zwischen

der öffentlichen Einrichtung oder der der öffentlichen Einrichtung
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zugewandten Seite und einer Linie, die im gleichmäßigen Abstand

verläuft, der der übergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung
entspricht.

(2) Als Grundstücksfläche gilt bei Grundstücken mit sonstiger Nutzung,

1. die nur in der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise

nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport und Festplätze, Freibäder,

Dauerkleingärten) oder innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils
so genutzt werden oder

2. ganz oder teilweise im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen
entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise

(z.B. landwirtschaftlich) nutzbar sind,

die Gesamtfläche des Grundstücks oder die Teilfläche des Grundstücks, die von Abs.
1 Nm. 2 und 3 nicht erfasst wird.

Nutzungsfaktoren für Baulandgrundstücke

(1) Die Nutzungsfaktoren betragen

1. bei Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, gewerblich
nutzbaren Grundstücken auf denen keine Bebauung

zulässig ist oder Grundstücken, auf denen nur Garagen
oder Stellplätze erreicht werden dürfen 1,0000

2. bei Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen 1,2500
3. bei Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen 1,5000
4. bei Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen 1,7500

5. bei Bebaubarkeit mit fünf Vollgeschossen 2,0000
6. bei Bebaubarkeit mit sechs Vollgeschossen 2,2500
7. bei Bebaubarkeit mit sieben Vollgeschossen 2,5000

(2) Als Vollgeschoss gelten alle Geschosse, die über mindestens der Hälfte ihrer
Grundfläche eine lichte Höhe von 2 m oder mehr haben und deren Unterdeckenseite
im Mittel mindestens 1,40 m über der Geländeoberfläche liegt. Ein oberstes Geschoss
ist nur dann ein Vollgeschoss, wenn es die in Satz 1 genannte lichte Höhe über mehr
als 2/3 der Grundfläche des darunter liegenden Geschosses hat. Gibt es in einem
Gebäude wegen der Besonderheiten des Bauwerkes kein Vollgeschoss, werden bei

gewerblich oder industriell genutzten Grundstücken je vollendete 3,50 m und bei allen
in anderer Weise baulich genutzten Grundstücken je vollendete 2,20 m Höhe des
Bauwerkes (Traufhöhe) als ein Vollgeschoss gerechnet.

(3) Als Zahl der Vollgeschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige Zahl
der Vollgeschosse. Setzt der Bebauungsplan an Stelle einer Vollgeschosszahl eine
Baumassenzahl oder nur die Höhe der baulichen Anlage fest, gilt als Vollgeschosszahl
die Baumassenzahl bzw. die höchste Gebäudehöhe geteilt durch 3,5, wobei
Bruchzahlen auf die nächstfolgende volle Zahl abgerundet werden. Ist im Einzelfall eine

größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, ist diese zugrunde zu

legen.

(4) In unbeplanten Gebieten oder Gebieten, für die ein Bebauungsplan weder eine

Geschosszahl, noch eine Baumassenzahl oder die Gebäudehöhe festsetzt, ist



AMTSBLATT FÜR DEN LANDKREIS GÖTTINGEN  23.07.2020 Nr. 54 Seite 910

a) bei bebauten Grundstücken die Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken die Höchstzahl der auf den

Grundstücken in der näheren Umgebung (§ 34 BauGB) überwiegend
vorhandenen Vollgeschosse maßgebend.

(5) Sind in einem Abrechnungsgebiet (§ 5) außer gewerblich genutzten Grundstücken
oder Grundstücken, die in einem durch Bebauungsplan festgesetzten oder nach § 34
BauGB zu beurteilenden Kern-, Gewerbe-, Industrie oder Sondergebiet im Sinne von

§ 11 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) liegen, auch andere beitragspflichtige
Grundstücke vorhanden, erhöhen sich die in Abs. 1 genannten Nutzungsfaktoren für
die in Kern-, Gewerbe-, Industrie und Sondergebieten liegenden Grundstücke sowie
die Grundstücke, die überwiegend gewerblich genutzt werden, um 0,5. Ob ein
Grundstück überwiegend gewerblich genutzt wird, bestimmt sich nach dem Verhältnis,
in dem die Nutzungen der tatsächlichen Geschossflächen zueinander stehen. Hat die

gewerbliche Nutzung des Gebäudes nur untergeordnete Bedeutung und bezieht sie

sich überwiegend auf die Grundstücksfläche (z.B. Fuhrunternehmen, Betriebe mit

großen Lagerflächen u.a.), ist anstelle der Geschossflächen von den
Grundstücksflächen auszugehen.

Gewerblich genutzten Grundstücken stehen Grundstücke gleich, die in ähnlicher
Weise genutzt werden (z.B. Verwaltungs-, Gerichts-, Schul-, Post und
Bahnhofsgebäude sowie Praxen für freie Berufe, Krankenhäuser, Altenpflegeheime,
Leichenhallen, nicht aber Altenwohnheime, Kirchen, landwirtschaftliche Gebäude).

IV.
Nutzungsfaktoren für Grundstücke mit sonstiger Nutzung

(1) Die Nutzungsfaktoren betragen bei Grundstücken, die

1. wegen entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan
nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise
nutzbar sind (z.B. Friedhöfe, Sport und Festplätze, Freibäder,

Dauerkleingärten) oder innerhalb eines im Zusammenhang
bebauten Ortsteils (§ 34 BauGB) so genutzt werden

2. im Außenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender
Festsetzung in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise

nutzbar sind (z.B. landwirtschaftliche Nutzung), wenn

0,5000

a) sie unbebaut sind, bei

aa) Waldbestand oder wirtschaftlich nutzbaren
Wasserflächen 0,0167

bb) Nutzung als Grünland, Ackerland oder Gartenland 0,0333

cc) gewerblicher Nutzung (z.B. Bodenabbau oder

ähnlichem) 1,0000

b) sie in einer baulichen oder gewerblichen Nutzung

vergleichbaren Weise genutzt werden (z.B. Friedhöfe,
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Sport und Festplätze, Freibäder, Dauerkleingärten,
Campingplätze ohne Bebauung) 0,5000

c) auf ihnen Wohnbebauung, landwirtschaftliche Hofstellen,
landwirtschaftliche Nebengebäude oder sonstige
landwirtschaftliche bauliche Anlagen vorhanden sind, für
eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der Grundfläche
der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl
von 0,2 ergibt

mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes weitere über dem
ersten Vollgeschoss liegende Vollgeschoss, für die
Restfläche gilt a),

d) sie als Campingplatz genutzt werden und eine Bebauung
besteht, für eine Teilfläche, die sich rechnerisch aus der
Grundfläche der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächen
Zahl von 0,2 ergibt,

mit Zuschlägen von 0,2500 für jedes weitere über dem

ersten Vollgeschoss tatsächlich vorhandenen Vollgeschoss,
für die Restfläche gilt b),

e) sie gewerblich genutzt und bebaut sind, für eine Teilfläche,
die sich rechnerisch aus der Grundflächenzahl der
Baulichkeiten geteilt durch die Grundflächenzahl von

0,2 ergibt

mit Zuschlägen von je 0,3750 für jedes weitere über dem
ersten Vollgeschoss tatsächlich vorhandenen Vollgeschoss,
für die Restfläche gilt a),

f) sie ganz oder teilweise im Geltungsbereich einer Satzung nach

§ 35 Abs. 6 BauGB liegen, für die von der Satzung erfassten
Teilflächen

1,0000

1,0000

1,5000

aa) mit Baulichkeiten, die kleinen Handwerks oder
Gewerbebetrieben dienen, 1,5000

mit Zuschlägen von je 0,3750 für jedes über dem
ersten Vollgeschoss tatsächlich vorhandene
weitere Vollgeschoss

bb) mit sonstigen Baulichkeiten oder ohne Bebauung 1,0000

mit Zuschlägen von je 0,2500 für jedes über dem
ersten Vollgeschoss tatsächlich vorhandene weitere
Vollgeschoss,

für die Restfläche gilt a).

(2) Was als Vollgeschoss gilt, ergibt sich aus Ill. Abs. 2.
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§ 7

Aufwandsspaltung

Der Beitrag kann ohne Bindung an eine bestimmte Reihenfolge selbständig erhoben werden

für

1. den Grunderwerb der öffentlichen Einrichtung,

2. die Freilegung der öffentlichen Einrichtung,

3. den Ausbau der Fahrbahnen mit oder ohne Randsteinen oder Schrammborden,

4. den Ausbau der Radwege oder eines von mehreren mit oder ohne Randsteinen

oder Schrammborden,

5. den Ausbau der Gehwege oder eines von mehreren, mit oder ohne
Randsteinen oder Schrammborden,

6. den Ausbau kombinierter Rad und Gehwege oder eines von mehreren mit oder
ohne Randsteinen oder Schrammborden,

7. den Ausbau von niveaugleichen Mischflächen,

8. den Ausbau der Oberflächenentwässerung der öffentlichen Einrichtung,

9. den Ausbau der Beleuchtung oder öffentlichen Einrichtung,

10. den Ausbau der Parkflächen oder einer von mehreren,

12. den Ausbau der Grünflächen oder einer von mehreren.

§ 8
Entstehung der Beitragspflicht

(1) Die Beitragspflicht entsteht mit der Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme.

(2) In den Fällen der Aufwandsspaltung entsteht die Beitragspflicht mit der Beendigung
der Teilmaßnahme und dem Ausspruch der Aufwandsspaltung.

(3) Bei der Abrechnung selbständig nutzbarerer Abschnitte entsteht die Beitragspflicht mit
der Beendigung der Abschnittsmaßnahme und dem Abschnittsbildungsbeschluss.

(4) Die beitragsfähigen Maßnahmen sind erst beendet, wenn die technischen Arbeiten

entsprechend dem von dem Flecken aufgestellten Bauprogramm fertiggestellt sind,
der Aufwand berechenbar ist und in den Fällen der Absätze 1 und 3 die erforderlichen
Grundflächen im Eigentum des Fleckens stehen.

§ 9

Vorausleistungen

Sobald mit der Durchführung der Bauarbeiten begonnen worden ist, kann der Flecken
Adelebsen angemessene Vorausleistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages
erheben. Die Vorausleistung ist mit dem endgültigen Beitrag zu verrechnen, auch wenn der
Vorausleistende nicht beitragspflichtig ist.
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§ 10

Beitragspflichtige

(1) Beitragspflicht ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentümer des Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet,
ist an Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Mehrere

Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner; bei VVohnungs und Teileigentum sind

die einzelnen VVohnungs und Teileigentümer nur entsprechend ihrem

Miteigentunnsanteil beitragspflichtig.

(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück und im Fall des Abs. 1 Satz 2

auf dem Erbbaurecht.

§ 11

Beitragsbescheid

Die nach dieser Satzung zu erhebenden Beiträge und Vorausleistungen werden durch
schriftlichen Bescheid festgesetzt.

§ 12
Fälligkeit

Die nach dieser Satzung erhobenen Beiträge und Vorausleistungen werden einen Monat nach
Bekanntgabe dieses Bescheides fällig.

§ 13
Ablösung

(1) Solange die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, kann ihre Ablösung durch Vertrag
vereinbart werden. Der Ablösungsbetrag bestimmt sich nach der Höhe des
voraussichtlich entstehenden Beitrages. Dabei ist der für die Ausbaumaßnahme
entstehende Ausbauaufwand anhand von Kostenvoranschlägen oder, falls solche
noch nicht vorliegen, anhand der Kosten vergleichbarer Ausbaumaßnahmen zu

ermitteln und nach den Vorschriften dieser Satzung auf die vorteilhabenden
Grundstücke zu verteilen.

(2) Mit der Zahlung des Ablösungsbetrages wird die Beitragspflicht für die betreffende
Ausbaumaßnahme endgültig abgegolten.

§ 14

lnkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung
vom 20. Dezember 2001 außer Kraft.

Adelebsen, den 11.06.2020
Flecken Adelebsen

gez.
Frase

Bürgermeister
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Stadt Bad Lauterberg im Harz 23.07.2020

BEKANNTMACHUNG

3. Änderung des Bebauungsplans Ni. 52 „Stützerstraße"; öffentliche Auslegung

gem. § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)

Der Verwaltungsausschuss der Stadt Bad Lauterberg im Harz hat in seiner Sitzung am

20.02.2018 dem Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 52 „Stützerstraße"
und der Begründung dazu zugestimmt und die öffentliche Auslegung beschlossen.

Die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 52 „Stützerstraße" wird im beschleunigten
Verfahren nach § 13a Abs. 2 BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach

§ 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Der räumliche Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 52
„Stützerstraße" liegt im unmittelbaren Innenstadtbereich der Kernstadt Bad Lauterberg
im Harz westlich der Schmiedestraße. Die betroffenen Grundstücke befinden sich
nördlich der Wissmannstraße (B27) bis zur Stützerstraße einschließlich der hinteren
Bebauung zur Hauptstraße. Er ist in folgendem Kartenausschnitt verdeutlicht.

wy..0 .77,

X e W
4

•
«.

f

,,
2.—.

, -r •
, l'k• iv

-s •

:e
•

•

• 4'

j : t• i
•

,, e
•

co
•

„ a C
•

Sr, 47 7 45
i

, (94 7 0,5 j±„„

.

e

, .

'

4 " • • 0 4

Z/33 «PP

L2T J Ceeseode
le ••••••.4 ..

I

• 4+ 4. 01 15
,Lit

14 0 •

.

i

°
7i

•••

9,Lt:yr(4
.

u
Fs.

ZII •

3 e
,,i , is 11 JO ße II i i

=i•m•=a=_..

111.
•

af e &Li 43

t

3g.
lp

.

fr

e
f". e

9'
n

el 0
15 , 91

ate '

. .„

...,
.., e

t , 2i . .

3_ a'
W

Quelle*Auszug aus den Geo sisdaten der theriachaischen lineimessungs und Katastervenvaltung V 2018 e LC Lrj

m « im Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der 3. Änderung des Bebau-

ungsplans Nr. 52 "Stützerstraßen der Stadt Bad Lauterberg im Harz

Der Entwurf der 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 52 „Stützerstraße" und die
Begründung dazu liegen in der Zeit vom

Mittwoch, den 05.08.2020 bis einschließlich Montag, den 07.09.2020

bei der Stadtverwaltung Bad Lauterberg im Harz (Fachbereich Bauwesen und Umwelt,
Rathaus Hintergebäude) zur Einsicht öffentlich aus.

Während der Dienstzeiten besteht die Möglichkeit, den Entwurf und die Begründung
dazu dort einzusehen:
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Aufgrund der aktuellen Situation im Zusammenhang mit dem Corona-Virus ist eine
Einsichtnahme nur nach vorheriger telefonischer Terminabsprache unter der Rufnummer
05524/8530 oder 05524 / 853-151 mögtich.

Der Entwurf des Bebauungsplanes sowie die Begründung sind auch auf der Homepage

der Stadt Bad Lauterberg im Harz unter

www.badlauterberq.de (leben/Bürgerservice/Bekanntmachungen) einsehbar.

Während der Auslegungszeit kann die Öffentlichkeit Stellungnahmen zum Entwurf und

der Begründung schriftlich oder mündlich zur Niederschrift bei der Stadt Bad Lauterberg
im Harz abgeben.

Hinweise: Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der

Beschlussfassung über die 3. Änderung des Bebauungsplans Nr. 52 „Stützerstraße"
unberücksichtigt bleiben.

Der Bürgermeister

gez.

Dr. Gans
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Stadt Duderstadt Duderstadt, 20.07.2020

Fachbereich Finanzen, Wirtschaft und Bürgerservice

Bekanntmachung

Rechnungslegung und Entlastung gem. § 129 NKomVG für das Haushaltsjahr 2016 der
Stadt Duderstadt

Der Rat der Stadt Duderstadt hat in seiner Sitzung am 13.07.2020 folgenden Beschluss ge-
fasst:

„TOP 11, Ziffern 1 und 3:

1. Jahresabschluss

Der durch den Bürgermeister festgestellte Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2016

wird in der vorgelegten Form beschlossen.

""

3. Entlastung
Für die Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2016 wird dem Bürgermeister die uneinge-

schränkte Entlastung erteilt."

Diese Beschlussfassungen wurden der Kommunalaufsicht des Landkreises Göttingen un-

verzüglich angezeigt.

Der Jahresabschluss wurde durch das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Duderstadt ab-

schließend geprüft und liegt mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes sowie

der Stellungnahme dazu öffentlich zur Einsichtnahme nach § 129 Abs. 2 NKomVG vom

27.07.2020 bis 04.08.2020 im Stadthaus der Stadt Duderstadt, Worbiser Straße 9, 37115

Duderstadt, Zimmer 51/52 aus.

Es besteht Gelegenheit zur Einsichtnahme an folgenden Öffnungszeiten: Montag bis Freitag

von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und Donnerstag von 14.30 Uhr bis 18.00 Uhr oder nach persönli-
cher Vereinbarung zur Einsichtnahme.

Der Bürgermeister

In Vertretung

COti-g-0 e

(Annelore von Hof)
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Stadt Duderstadt Duderstadt, 20.07.2020
Fachbereich Finanzen, Wirtschaft und Bürgerservice

Bekanntmachung

Rechnungslegung und Entlastung gem. § 129 NKomVG für das Haushaltsjahr 2017 der
Stadt Duderstadt

Der Rat der Stadt Duderstadt hat in seiner Sitzung am 13.07.2020 folgenden Beschluss ge-
fasst:

„TOP 13, Ziffern 1 und 3:

1. Jahresabschluss

Der durch den Bürgermeister festgestellte Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2017

wird in der vorgelegten Form beschlossen.

an.

3. Entlastung
Für die Haushaltsführung im Haushaltsjahr 2017 wird dem Bürgermeister die uneinge-

schränkte Entlastung erteilt."

Diese Beschlussfassungen wurden der Kommunalaufsicht des Landkreises Göttingen un-

verzüglich angezeigt.

Der Jahresabschluss wurde durch das Rechnungsprüfungsamt der Stadt Duderstadt ab-

schließend geprüft und liegt mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes sowie

der Stellungnahme dazu öffentlich zur Einsichtnahme nach § 129 Abs. 2 NKomVG vom

27.07.2020 bis 04.08.2020 im Stadthaus der Stadt Duderstadt, Worbiser Straße 9, 37115

Duderstadt, Zimmer 51/52 aus.

Es besteht Gelegenheit zur Einsichtnahme an folgenden Öffnungszeiten: Montag bis Freitag

von 8.30 Uhr bis 12.30 Uhr und Donnerstag von 14.30 Uhr bis 18.00 Uhr oder nach persönli-
cher Vereinbarung zur Einsichtnahme.

Der Bürgermeister

In Vertretung

cpt,s_-_417
(Annelore von Hof)
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1. Änderungssatzung zur

Satzung des Flecken Gieboldehausen über Art und Umfang von Entschädigungen,
Auslagenersatz und Verdienstausfall an den/die Ratsvorsitzende/n,

die Ratsmitglieder, die Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten

und sonstige für den Flecken ehrenamtlich Tätige

(Aufwandsentschädigungssatzung)

Aufgrund der §§ 10, 44 und 55 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom

17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 567), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24.10.2019 (Nds.GVBL.
S. 309) hat der Rat des Flecken Gieboldehausen in seiner Sitzung am 16.07.2020 folgende Satzung
beschlossen:

Artikel 1

§ 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung

Der/Die Ratsvorsitzende erhält für seine/ihre Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung von monatlich 450,00

EUR.

Artikel 2

§ 5 Abs. 2 erhält folgende Fassung

Die monatlichen Aufwandsentschädigungen werden festgelegt:

a) für den/die Gemeindedirektor/in 200,00 EUR

b) für den/die Verwaltungsvertreter/in 200,00 EUR

c) für den/die sty. Gemeindedirektor/in 100,00 EUR

Artikel 3

Die 1. Änderungssatzung tritt zum 01.08.2020 in Kraft.

Gieboldehausen, den 16.07.2020

Flecken Gieboldehausen
Die Bürgermeisterin

gez. L. S.
Maria Bock
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abfallzwecicyiu
Der Geschäftsführer

Verkündung

gem. § 11 Abs. 1 NKonnVG

HAUSHALTSSATZUNG

des Abfallzweckverbandes Südniedersachsen (AS)
Friedland, Landkreis Göttingen

Wirtschaftsjahr 2020

Auf der Grundlage des § 8 Ziffer 24 in Verbindung mit §§ 15, 16 der Verbandsordnung des

Abfallzweckverbandes Südniedersachsen und in Verbindung mit §§ 16, 18 des Gesetzes über die
kommunale Zusammenarbeit (NKomZG), den §§ 110 ff. des Niedersächsischen
Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG), jeweils in der zurzeit gültigen Fassung, hat die
Verbandsversammlung des Abfallzweckverbandes Südniedersachsen am 16.07.2020 in Abänderung
der in der Sitzung am 14.11.2019 beschlossenen Haushaltssatzung, § 2 Gesamtbetrag der

vorgesehenen Kreditaufnahmen, folgende Haushaltssatzung für das Wirtschaftsjahr 2020 beschlossen:

§ 1

Der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2020 wird

im Erfolgsplan: in den Erträgen auf 19.896.700 Euro
in den Aufwendungen auf 22.816.500 Euro
Jahresverlust -2.919.800 Euro

im Vermögensplan: in den Einnahmen auf 10.237.800 Euro

in den Ausgaben auf 10.237.800 Euro

festgesetzt.

§ 2

Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und

lnvestitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 5.440.000 Euro festgesetzt.

§ 3

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 10.500.000 Euro festgesetzt.

§ 4

Der Höchstbetrag, bis zu dem Liquiditätskredite im Wirtschaftsjahr 2020 zur rechtzeitigen Leistung von

Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf
1.500.000 Euro

festgesetzt.

§ 5

In 2020 wird von den Verbandsmitgliedern eine Umlage erhoben.

Der auf die Umlage zu entrichtende Abschlag beträgt für den/die

Landkreis Göttingen Abfallwirtschaft Osterode am Harz 2.964.378,28 Euro
Landkreis Northeim 5.245.272,36 Euro
Landkreis Göttingen Abfallwirtschaft Göttingen 5.206.567,02 Euro

Stadt Göttingen 5.320.641,34 Euro.

Gemäß der Verbandsordnung erfolgt die Abrechnung der Umlage anhand der Betriebsabrechnung bis

zum 31.03. des Folgejahres.

Friedland, den 16.07.2020

gez. Christel Wemheuer gez. Markus Rybarczyk
stellv. Vorsitzende der Geschäftsführer

Verbandsversammlung
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II. Bekanntmachung der Haushaltssatzung und des Wirtschaftsplans

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Jahr 2020 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Die Haushaltssatzung und der Wirtschaftsplan 2020 des Abfallzweckverbandes Südniedersachsen (AS)
werden im Anschluss an diese Bekanntmachung vom 27.07. bis 31.07.2020 und 03.08. bis 04.08.2020

montags bis donnerstags in der Zeit von 08.30 — 16.00 Uhr und freitags von 08.30 bis 12.00 Uhr beim
Abfallzweckverband Südniedersachsen, Auf dem Mittelberge 1, 37133 Friedland/Deiderode, Zimmer T

3.06 (Frau Plumenbaum), öffentlich ausgelegt.

Deiderode, den 16.07.2020

gez. Rybarczyk

Geschäftsführer
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Friedhofsgebührenordnung (FGO)

für den Friedhof
der Ev.-luth.St. Aegidien Kirchengemeinde Wulften in Wulften am Harz.

Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe

(Friedhofsrechtsverordnung) vom 13. November 1973 (Kirchl. Amtsbl. 1974 S. 1) und §
30 der Friedhofsordnung hat der Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde Wulften
für den Friedhof in Wulften am 24.06.2020 folgende Friedhofsgebührenordnung
beschlossen:

§ 1
Allgemeines

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6
aufgeführte Leistungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser
Gebührenordnung erhoben.

§ 2
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist

1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung
beantragt oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat,

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat,

3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche
Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft

Gesetzes haftet.

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen
wird,

2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche

Erklärung übernommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft

Gesetzes haftet.

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 3
Entstehen der Gebührenschuld

(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung
des Nutzungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der
Verlängerung des Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der
Gra bstätte.

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der
Inanspruchnahme der jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung.

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der
Verwaltungshandlung.
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§ 4
Festsetzung und Fälligkeit

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren
sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und
Leistungen verweigern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder
eine entsprechende Sicherheit nicht geleistet ist.

(3) Rückständige Gebühren werden im Verwaltungszwangsverfahren eingezogen.

§ 5

Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren

(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so ist für jeden
angefangenen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 Wo des abgerundeten
rückständigen Gebührenbetrages zu entrichten; abzurunden ist auf den nächsten durch
50 Euro teilbaren Betrag.

(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch den
Gebührenschuldner oder die Gebührenschuldnerin zu erstatten.

(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im

Verwaltungszwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der
Vollstreckungsschuldner oder die Vollstreckungsschuldnerin zu tragen.

§ 6
Gebührentarif

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten:

1. Reihengrabstätten (30 Jahre)
2. Wahlgrabstätte:

Grab für Totgeburten (30 Jahre)
Grab für Totgeburten (für jedes Jahr der Verlängerung)

Kindergrab für Personen bis 5 Jahre (30 Jahre)
Kindergrab (für jedes Jahr der Verlängerung)

1.980,00 C

300,00 C
56,00 C

300,00 C
56,00 C

Für Personen ab 6 Jahre (30 Jahre, je Grabstelle) 2.279,00 C
Für Personen ab 6 Jahre (für jedes Jahr der Verlängerung, je Grabst.) 76,00 C

3. Urnenreihengrabstätte (30 Jahre) 1.609,00 C

4. Urnenwahlgrabstätte (30 Jahre, je Grabstelle)
Urnenwahlgrab (für jedes Jahr der Verlängerung, je Grabstelle)

1.722,00 C
57,00 C
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5. Rasengrabfeld
Rasengrabstätte (30 Jahre, je Grabstelle) 3.174,00 C
Rasengrabstätte (für jedes Jahr der Verlängerung, je Grabstelle) 106,00 C
Rasenurnengrabstätte (30 Jahre) 2061,00 C

Rasenurnengrabstätte (für jedes Jahr der Verl., je Grabstelle) 69,00 C
Die Kosten der Nannensplatte werden zusätzlich dem Nutzungsberechtigten in

Rechnung gestellt.

6. Park der Ruhe
Grabstätte im Park der Ruhe (30 Jahre) 1.835,00 C
Reservierung Baum im Park der Ruhe (für 5 Jahre) 267,00 C
Die Grabplakette wird durch die Kirchengemeinde beschafft und wird zusätzlich dem
Nutzungsberechtigten in Rechnung gestellt.

7. Zusätzliche Bestattung einer Urne in einer bereits belegten Wahl oder Urnenwahl-

grabstätte gemäß § 11 Absatz 5 der Friedhofsordnung:

a) eine Gebühr gemäß Nummer 6 zur Anpassung an die neue Ruhezeit und

b) eine Gebühr gemäß Abschnitt II. Nummer 2.

Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen

Kalenderjahren möglich.

Die Gebühr für den Erwerb, Wiedererwerb und die Verlängerung des Nutzungsrechtes
wird für die gesamte Nutzungszeit im Voraus erhoben.

II. Gebühren für die Bestattung:

Für das Ausheben und Verfüllen der Gruft, Abräumen der Kränze und der überflüssigen
Erde:

1. für eine Erdbestattung:

2. für eine Urnenbestattung:

3. für die Bestattung von Totgeborenen und Kindern bis 5 Jahre

III. Verwaltungsgebühren:

966,00 C

273,00 C

390,00 C

1. Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines stehenden Grabmals einschließlich

Standsicherheitsprüfung 200,00 C

2. Prüfung der Anzeige zur Aufstellung eines liegenden Grabmals 80,00 C

3. Rückgabe der Grabstätte vor Ablauf des Nutzungsrechts

Nur in den letzten 5 Jahren (je Grabstelle und Jahr) 48,00 C

4. Reduzierung der Pflegefläche einer Grabstätte

Nur in den letzten 15 Jahren (je Grabstelle und Jahr) 48,00 C

§ 7

Leistungen, für die kein Gebührentarif vorgesehen ist, werden von der

Friedhofsverwaltung nach dem jeweiligen Aufwand berechnet.
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§ 8

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tage nach der

öffentlichen Bekanntmachung, frühestens am 01.10.2020 in Kraft.

(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung tritt die Friedhofsgebühren-

ordnung in der Fassung vom 03.11.2005 außer Kraft.

Wulften (Ort), 15.07.2020 (Datum)

Der Kirchenvorstand:
L. S.

Vorsitzender: gez. Goesmann Kirchenvorsteher: gez. Peinemann

Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wird hiermit gemäß § 66 Absatz 1 Satz 1

Nummer 5, Absätze 2 und 5 der Kirchengemeindeordnung kirchenaufsichtlich genehmigt.

Northelm, den 21.07.2020

Der Kirchenkreisvorstand:

Genehmigt unter lfd. Nr. 1694/2020
L. S.

gez. 1.V. Slawik
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